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Sehr geehrte Damen und Herren der Beschlusskammern 6 und 8, 

einleitend zu dem hier verfassten Konsultationsbeitrag möchten wir kurz unsere wissenschaftliche 

Herkunft und Interessensmotivation darstellen. Zu den Forschungsgebieten des Fachgebietes 

Elektrische Energieversorgung des Instituts für Elektrische Energiesysteme der Leibniz Universität 

Hannover gehört auch die Netzintegration von Ladeinfrastruktur und die sektorenübergreifende 

Modellierung und Simulation des Elektroenergiesystems, somit also auch von Wärmepumpen. 

Trotz vielfältiger Partner aus Forschung und Industrie vertreten wir keine Interessen einer Partei, 

sondern möchten hiermit einen unabhängigen Konsultationsbeitrag aus der Wissenschaft heraus 

abgeben.  

Zum Eckpunktepapier zur netzorientierten Steuerung von steuerbaren Verbrauchseinrichtungen 

und steuerbaren Netzanschlüssen nach § 14a EnWG vom 24.11.2022 hatten wir nach dem Ende 

der damaligen Einreichungsfrist einen Konsultationsbeitrag versendet, der allerdings letztlich 

nicht veröffentlicht wurde. Aus Transparenzgründen wiederholen wir daher in diesem 

Konsultationsbeitrag zu BK6-22-300 und BK8-22/010-A vom 16.06.2023 Aspekte, die sich nicht 

zwischenzeitlich erledigt haben. 

Vorab begrüßen wir sehr, dass unsere Anregung, Ausnahmen für „kritische Infrastruktur“ 

vorzusehen, Eingang in Punkt 3.1. b in BK6-22-300 gefunden hat. 

Nach Durchsicht der oben genannten Unterlagen haben sich Aspekte ergeben, die aus unserer 

Sicht Berücksichtigung finden sollten. Unsere Stellungnahme ist in 4 Abschnitte gegliedert, die mit 

lateinischen Buchstaben gekennzeichnet sind: 

A Erwägungen zu wirtschaftlichen Auswirkungen und (Fehl-)Anreizen 

B Erwägungen zur zeitlichen Umsetzung und zu den Übergangsvorschriften 

C Erwägungen zur technischen Umsetzung 

D Erwägungen zu Netz- und Systemrückwirkungen 

Die Punkte dieses Konsultationsbeitrages haben wir mit römischen Ziffern nummeriert, um sie von 

der Nummerierung der Punkte in den Dokumenten zu BK6-22-300 und BK8-22/010-A der 

Bundesnetzagentur zu unterscheiden. 

A Erwägungen zu wirtschaftlichen Auswirkungen und (Fehl-)Anreizen 

I. Betreiber von steuerbaren Verbrauchseinrichtungen mit einer maximalen installierten 

Leistung, die kleiner ist als der in jedem Fall zu gewährende netzwirksame Leistungsbezug 

(vormals 3,7 kW; jetzt 4,2 kW; unter Punkt X schlagen wir 4,6 kW (bzw. kVA) vor), sollten 

von der Reduzierung der Netzentgelte ausgenommen werden, um aufwandlose 

Mitnahmeeffekte durch reduzierte Netzentgelte, die letztlich andere Netzkunden 

wirtschaftlich zu übernehmen hätten, zu verhindern. Wir denken hier bspw. an kleine 

Wärmepumpen oder an einphasige Ladegeräte, deren Leistung auf 3,6/3,7 kW beschränkt 

ist. 
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II. Die pauschale Netzentgeltreduzierung in Modul 1 scheint einmalig pro Zählpunkt und nicht 

pro steuerbarer Verbrauchseinrichtung an einem gemeinsamen Zählpunkt vorgesehen zu 

sein. Nach unserer Auffassung treffen einen Betreiber mehrerer steuerbarer 

Verbrauchseinrichtungen durchaus über die in BK8-22/010-A dargestellten Kosten hinaus 

weitere Kosten, bspw. für die Kommunikationsschnittstellen in den steuerbaren 

Verbrauchseinrichtungen, für das Energiemanagementsystem sowie für die Umsetzung der 

Dokumentationspflichten. Da sich die Höhe der pauschalen Netzentgeltreduzierung an den 

zusätzlichen Kosten orientieren soll, die dem Netznutzer für die Einrichtung oder 

Herstellung der Steuerbarkeit entstehen, erscheint es uns empfehlenswert, Netznutzern mit 

mehreren steuerbaren Verbrauchseinrichtungen (also bspw. mit einer Wärmepumpe und 

mindestens einer Ladestation) an einem Zählpunkt auch mehrere Netzentgelt-

reduzierungen (evtl. in abnehmender Höhe mit zunehmender Anzahl von steuerbaren 

Verbrauchseinrichtungen) zukommen zu lassen.  

Darüber hinaus erscheint es uns ausgewogen, die angesetzten 3.750 kWh/a für den 

durchschnittlichen Verbrauch einer steuerbaren Verbrauchseinrichtung zum „Ausgleich für 

den Beitrag zur Netzstabilität in der Niederspannung, die höhere Auslastung sowie Kosten 

& Effizienzgewinne beim Netzausbau“ mit der Anzahl der am Zählpunkt vorhandenen 

steuerbaren Verbrauchseinrichtungen zu multiplizieren. 

III. Es sollte bei der Festsetzung der Höhe der pauschalen Reduzierung jedoch grundsätzlich 

verhindert werden, dass es bspw. wirtschaftlich ist, eine (sehr günstige) Ladeeinrichtung zu 

installieren, um mehrere Jahre lang in den Genuss des pauschal geminderten Netzentgeltes 

zu kommen, obwohl bspw. gar kein Elektroauto vorhanden ist oder keine 

Anschaffungsabsicht besteht. Aktuell gibt es vollwertige Wallboxen für wenige 100 Euro im 

Internetversandhandel. Selbst unter zusätzlicher Berücksichtigung von Montagekosten 

ergibt sich eine Amortisationszeit von wenigen Jahren.  

Um zu verhindern, dass bspw. eine „Schaltbare Steckdose mit Einplatinencomputer“ als 

steuerbare Verbrauchseinrichtung gilt, schlagen wir vor, eine Liste zugelassener 

Ladestationen und Wärmepumpen zu führen, wie es bspw. für Ladestationen im KfW-

Zuschuss-Programm 440 erfolgt ist. Eine solche Liste ist auch im Hinblick auf Punkt XIX 

sinnvoll. Dass Bürgerinnen und Bürger (Fehl-)Anreizen folgen, hat bspw. die geförderte 

Installation von Wallboxen an Wohngebäuden (KfW-Zuschuss-Programm 440) gezeigt, die 

in einigen bekannt gewordenen Fällen sogar mehrfach in Haushalten ohne eigenes 

Elektroauto oder entsprechender Anschaffungsabsicht erfolgte. Neben der Fehlallokation 

von Fördergeldern lösen derartige Maßnahmen teurere netzplanerische Konsequenzen aus, 

die von allen Stromkunden getragen werden müssen. 

IV. Wir befürworten die Einführung von Vertragsstrafen, wie unter Punkt 9 in BK6-22-300 

aufgeführt. In den aufgeführten Regelungen fehlen unserer Auffassung nach allerdings 

Vertragsstrafen für Netzkunden, die Verbrauchseinrichtung, die unter die Regelungen des 

§ 14a EnWG fallen, gar nicht beim Netzbetreiber anmelden. Diese Netzkunden sollten im 

Entdeckungsfall empfindliche Geldstrafen befürchten müssen, da potentiell die 

Versorgungssicherheit gefährdet wird. Im Falle einer „freiwilligen Selbstanzeige“ bzgl. in der 

Vergangenheit nicht angemeldeter Verbrauchseinrichtung, die unter die Regelungen des 
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§ 14a EnWG fallen, sollte diese Geldstrafe entfallen, sodass ein Legalisierungsanreiz 

besteht. 

V. Zu Modul 3 („Ergänzendes Anreizmodul“) in BK8-22/010-A ergibt sich unsererseits die Frage, 

ob und wenn ja wie die Kombination von zeitvariablen Tarifen über TAF2 über das 

intelligente Messsystem abgebildet werden soll: Wenn der Netzbetreiber NT-/ST-/HT-

Preisstufen für das Netzentgelt festlegt, müssen diese Preisstufen ja mit eventuellen 

variablen Arbeitspreisen des Energieversorgers/Lieferanten „überlagert“ werden. Wer 

übernimmt diese Überlagerung und wer kommuniziert das Ergebnis auf welchem Weg an 

den Kunden? 

VI. Des Weiteren möchten wir zu Modul 3 („Ergänzendes Anreizmodul“) in BK8-22/010-A auf 

die aufgeworfene Frage zu saisonal zeitvariablen Netzentgelten antworten, dass wir 

losgelöst von Sondersituationen mit Nachtspeicherheizungen im Bestand im Hinblick auf 

das stark saisonale Lastverhalten von Wärmepumpen eine solche Ausgestaltung als 

zielführend erachten. 

VII. Außerdem möchten wir darauf hinweisen, dass zeitliche Verlagerungspotentiale von 

Speichern im Rahmen von BK6-22-300 und BK8-22/010-A nicht vollumfänglich genutzt 

werden: Bspw. könnte über negative zeitvariable Netzentgelte angereizt werden, dass 

Betreiber von Speichern ihren Speicher nicht nur zur Umsetzung einer Reduzierung des 

netzwirksamen Leistungsbezugs nutzen, sondern darüber hinaus zur zeitvariablen 

Einspeisung: Dies kann sowohl durch Unterlassen von Einspeicherung dezentraler 

Erzeugung als auch durch Ausspeicherung bereits eingespeicherter dezentral erzeugter 

Energie erfolgen. Als „negative Last“ könnten Speicher auf diesem Weg kritische 

Netzsituationen in einer Netzregion entschärfen. Es handelt sich nach unserer Auffassung 

um ein weitaus milderes Mittel als der Eingriff in den netzwirksamen Leistungsbezug 

steuerbarer Verbrauchseinrichtungen, sodass es vorrangig eingesetzt werden sollte. 

B Erwägungen zur zeitlichen Umsetzung und zu den Übergangsvorschriften 

VIII. Netzbetreiber müssen bis 01.10.2024 Entwürfe für die Vorgaben entsprechend Punkt 11.6 

in BK6-22-300 entwickeln und der Bundesnetzagentur vorlegen. Erst in der Folge werden 

diese Entwürfe mit allen Marktteilnehmern abgestimmt und letztlich irgendwann festgelegt 

werden. Erst dann können Hersteller ihre steuerbaren Verbrauchseinrichtungen auf die 

festgelegten Anforderungen hin anpassen. Diese Prozesse werden weitere Monate 

Verzögerungen in Zeiten sowieso schon angespannter Lieferketten mit sich bringen. Es 

erschließt sich uns nicht, wie Betreiber von steuerbaren Verbrauchseinrichtungen bereits 

ab dem 01.01.2024 die Anforderungen erfüllen sollen. Wer trägt darüber hinaus die Kosten 

für eventuell erforderliche Hardware-Nachrüstungen / Software-Updates / Handwerker-

termine? Was passiert, falls weltweit tätige Unternehmen den Entwicklungs- und 

Implementierungs-Aufwand allein für den deutschen Markt nicht auf sich nehmen? Erlischt 

dann nachträglich die Betriebserlaubnis für den Betreiber? Derartige Unsicherheiten 

werden absehbar zur Kaufzurückhaltung bei Interessenten von Wärmepumpen und 

Lademöglichkeiten führen. 
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IX. Entsprechend Punkt 11.4 in BK6-22-300 können Betreiber auf eigenen Wunsch eine 

Vereinbarung mit dem Netzbetreiber nach Maßgabe der Festlegung abschließen. Können 

Betreiber mehrerer steuerbarer Verbrauchseinrichtungen an einem Zählpunkt auch nur für 

Teile ihrer steuerbaren Verbrauchseinrichtung eine entsprechende Vereinbarung schließen 

oder muss für alle steuerbaren Verbrauchseinrichtungen eine Vereinbarung geschlossen 

werden? Nach unserer Auffassung kann es berechtigte Gründe für einen Betreiber geben, 

nur mit einem Teil der steuerbaren Verbrauchseinrichtungen zu wechseln, bspw. eine 

fehlende technische Nachrüstbarkeit. 

C Erwägungen zur technischen Umsetzung 

X. Die Erhöhung des in jedem Fall zu gewährenden netzwirksamen Leistungsbezuges von 

3,7 kW auf 4,2 kW unter Punkt 4.4 in BK6-22-300 ist zu begrüßen und in den Erläuterungen 

zu BK6-22-300 nachvollziehbar begründet. Um die tatsächliche individuelle Betroffenheit 

von Betreibern steuerbarer Verbrauchseinrichtung sowie die Anzahl der betroffenen 

Betreiber zu verringern, möchten wir anregen, den Wert auf 4,6 kW (bzw. 4,6 kVA bei 

gleichzeitigem Blindleistungsaustausch mit dem Netz) anzupassen – eine spätere 

regulatorische Absenkung des Wertes, falls Netzbetreiber sich mit nicht beherrschbaren 

Betriebssituationen konfrontiert sehen, bliebe ja immer noch vorbehalten. Der Wert von 

4,6 kW (bzw. 4,6 kVA) entspricht der maximal zulässigen Phasenschieflast in diversen 

technischen Regelwerken und ist für das einphasige Laden etabliert. Für Wärmepumpen 

bildet dieser Wert ebenfalls einen Schwellenwert in der Auslegung (vgl. auch Punkt XI, XII 

und XIII). Nach unserer Auffassung sind grundsätzlich harmonisierte Schwellenwerte 

anzustreben. Auch im Hinblick auf den Umsetzungsaufwand bietet sich dieser leicht erhöhte 

Wert an, da der Umsetzungsaufwand, insbesondere unter Berücksichtigung der 

Dokumentationspflichten unter Punkt 7.2 in BK6-22-300, für alle Beteiligten (bspw. 

Netzbetreiber, Betreiber einer steuerbaren Verbrauchseinrichtung, Gerätehersteller, …) für 

ein Leistungsdelta von 400 W von uns als unverhältnismäßig bewertet wird. Auch die 

Aspekte unter den Punkten XXI und XXII sprechen für eine Anhebung des in jedem Fall zu 

gewährenden netzwirksamen Leistungsbezuges. Nicht zuletzt würde die öffentliche 

Akzeptanz der Regelungen gestärkt. 

XI. Nach unserem Verständnis wird die Anforderung der Möglichkeit einer 

Leistungsreduzierung von Wärmepumpen dazu führen, dass nicht-drehzahlgeregelte 

Wärmepumpen nur noch in Ausnahmefällen (bspw. < 4,2 kW el. Leistung oder in 

Verbindung mit großem el. Speicher) verbaut werden können, da der Komfortverlust bei 

vollständig abgeschalteter Wärmepumpe nach potentiell mehreren Stunden erheblich sein 

kann. Nicht-drehzahlgeregelte Wärmepumpen sind insbesondere in multivalenten 

Heizsystemen (mehr als ein Wärmeerzeuger), die sinnvoll im Gebäudebestand eingesetzt 

werden können, vorteilhaft. Wir möchten auf diese von uns erwarteten Konsequenzen nur 

hinweisen – falls diese Konsequenzen durch die geplanten Festlegungen zu § 14a EnWG 

intendiert oder zumindest bewusst akzeptiert sind, bestehen keine unmittelbaren 

Bedenken dagegen. Es handelt sich dann jedoch nicht um eine technologieoffene 

Festlegung. Eine technologieoffene Festlegung wäre bspw. über die Zulassung eines 
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versetzten und damit last-glättenden „On-Off-Betriebs“ für mehrere nicht-

drehzahlgeregelte Wärmepumpen denkbar, wenngleich eine solche Lösung mit größerer 

Komplexität beim Netzbetreiber und der Steuerungstechnik einherginge. 

XII. Hochtemperaturwärmepumpen kommen als mögliche Lösung für die Wärmeversorgung in 

Bestandsgebäuden in Betracht. In Anwendungsfällen mit hohem Gesamtleistungsbedarf 

und tendenziell geringer Leistungszahl könnte eine Leistungsbeschränkung auf 4,2 kW auch 

hier nicht ohne nennenswerte Komforteinbußen bleiben. (→ siehe hierzu auch Punkt XXVI) 

XIII. Ähnliche Überlegungen lassen sich für größere Heizungsanlagen, die bspw. mehrere 

Wohneinheiten versorgen, herstellen. Auch hier könnte eine Leistungsbeschränkung auf 

4,2 kW nicht ohne nennenswerte Komforteinbuße bleiben. (→ siehe hierzu auch 

Punkt XXVI) 

XIV. Basierend auf Punkt 4.2 in BK6-22-300 können sich Anlagenbetreibende durch Anschaffung 

mehrerer in einer Heizungsanlage thermisch miteinander kaskadierter Wärmepumpen ein 

mehrfaches „Leistungsfenster“ von 4,2 kW sichern. Da auf solchen Umgehungswegen die 

berechtigten Ziele der netzorientierten Steuerung konterkariert werden könnten, sollte die 

Steuerungsanforderung für Anlagen gelten, die „eine Einheit bilden“. 

XV. Vermutlich nahezu alle Wärmepumpen am Markt bieten die Möglichkeit einer 

Legionellenschutzschaltung, also einer thermischen Desinfektion des Speicher- und 

Leitungssystems, die teils manuell oder auch nach Zeitplan aktiviert werden kann. Es sollte 

sichergestellt werden, dass diese Funktion und andere eventuelle Programmoptionen nicht 

als Umgehungsweg der netzorientierten Steuerung genutzt werden können. Wiederum 

sollte im Hinblick auf die Wasserhygiene sichergestellt werden, dass bspw. eine thermische 

Desinfektion nach Wiederfreigabe der Leistung nachgeholt wird, sofern sie während der 

Sperrzeit angefordert wurde. (→ siehe hierzu allerdings auch Punkt XXI). 

XVI. Analoge Betriebsrestriktionen wie für Elektroheizstäbe, Legionellenschutzschaltung etc. 

sollten auch für Abtauautomatiken der Außeneinheiten von Luft-Wärmepumpen festgelegt 

werden, wenn die Abtauung elektrisch erfolgt. Eine Abtauung von Eis an der kalten Seite der 

Außeneinheit von Luft-Wärmepumpen muss bei entsprechenden Umgebungsbedingungen 

(regelmäßig) erfolgen.  

XVII. Zusatz- und Notheizvorrichtungen wie ein Elektroheizstab sind in BK6-22-300 

eingeschlossen, jedoch werden Direkt- und Infrarotheizungen (Erfüllungsoptionen im 

Eckpunktepapier „65 Prozent erneuerbare Energien beim Einbau von neuen Heizungen ab 

2024“ sowie den aktuellen Entwürfen zu Änderungen des Gebäude-Energie-Gesetzes) 

weiterhin ausgenommen. Eine Privilegierung der im Hinblick auf ihren Stromverbrauch und 

ihren großen netzwirksamen Leistungsbezug kritisch zu betrachtenden Stromdirektheizung 

sollte über das zwingend erforderliche Maß hinaus unbedingt vermieden werden. 

Begründet wird die Auslassung von Direkt- und Infrarotheizungen in den Erläuterungen zu 

BK6-22-300 mit der fehlenden Möglichkeit, ein bereits erwärmtes Speichermedium wie 

beispielsweise Wasser in einem Pufferspeicher vorzuhalten und eventuelle temporäre 

Leistungseinschränkungen ohne spürbaren Komfortverlust zu überbrücken. Für die 

Warmwassererzeugung mittels Durchlauferhitzer können wir der Einschätzung folgen; für 

die Warmwassererzeugung mittels elektrischen Speichererwärmern schon weniger. Für die 
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Raumwärmeerzeugung ist neben dem Speichermedium Wasser, das auch in vielen 

monovalenten Elektroheizungen vorhanden ist, die thermische Speicherkapazität der 

Gebäudebauteile zu berücksichtigen, die die in den Erläuterungen zu BK6-22-300 

befürchteten unmittelbaren Effekte einer Einschränkung der netzwirksamen Bezugsleistung 

auf die Raumtemperatur spürbar mindert. Der Bestand mag im Sinne eines 

Bestandsschutzes anders beurteilt werden als der Neubau/sanierte Altbau: Im 

Neubau/sanierten Altbau erfolgt eine Auskühlung gedämmter/dämmender Bauteilte sehr 

langsam und Planer können Wärme- oder Batteriespeicher zur Überbrückung von Zeiten 

aktivierter netzorientierter oder präventiver Steuerung berücksichtigen. 

XVIII. Es erscheint fraglich, ob „mobile Ladeeinrichtungen1“ überprüfbar in die netzorientierte 

Steuerung eingebunden werden können, da bei diesen in aller Regel keine Installation durch 

einen Elektroinstallateur und damit keine Anmeldung erfolgt. Mobile Ladestationen sind 

auch als dreiphasige Variante mit 32 A (also 22 kW) am Markt verfügbar. Zur vorbereitenden 

Installation einer solchen Variante muss von einem Elektroinstallateur lediglich eine 

32-A-CEE-Dose installiert werden. Dieser Umgehungsweg könnte für eine kritische Anzahl 

von Netzkunden attraktiv sein und könnte durch die mit § 14a EnWG verbundenen 

Einschränkungen noch attraktiver werden. 

XIX. Gemäß den Erläuterungen zu BK6-22-300 müssen Netzzustandsdaten mindestens „die 

Granularität von einer Minute aufweisen und sind mindestens minütlich zu aktualisieren“. 

Gemäß Punkt 4.2. in BK6-22-300 darf zwischen der Netzzustandsermittlung und dem 

Auslösen der Reduzierung des netzwirksamen Leistungsbezuges ein Zeitraum von drei 

Minuten nicht überschritten werden. Es ergeben sich somit schon bis zu 4 Minuten 

Zeitverzug. Für die Zeit zwischen dem Auslösen des Steuerbefehls und der Reaktion der 

steuerbaren Verbrauchseinrichtung ist kein zulässiger Zeitverzug vorgesehen. Eine völlig 

verzögerungsfreie Umsetzung ist technisch allein aufgrund von Kommunikations-

verzögerungen nicht möglich – unter Umständen sind zum Schutz von Anlagen-

komponenten Verzögerungszeiten erforderlich (bspw. chemische Randbedingungen eines 

Batterielademanagements; fluid- und thermodynamische Randbedingungen einer 

Wärmepumpe). Die Festlegung eines zulässigen Zeitverzuges in Absprache mit 

Komponentenherstellern und Netzbetreibern wird als empfehlenswert angesehen, um 

Planungssicherheit im Hinblick auf eventuelle Gesamtzeiträume des Überlastbetriebs von 

Netzbetriebsmitteln zu bekommen und Betreibern keinen unnötigen 

„Verzögerungszeitraum“ zu überlassen. 

XX. Das Eckpunktepapier trifft keine Festlegungen zu Details der technischen Umsetzung der 

netzorientierten Steuerung. Es sollten Vorkehrungen getroffen werden, die eine Kontrolle 

der Funktionsfähigkeit ermöglichen (Konformitätsprüfung). Neben anwenderseitigen 

Manipulationen über die Bediensoftware der steuerbaren Verbrauchseinrichtungen ist 

bspw. ein „Kabelbruch“ zwischen intelligentem Messsystem und steuerbarer 

Verbrauchseinrichtungen auch für technische Laien leicht herzustellen. Leider kann unserer 

Einschätzung nach nicht wohlwollend davon ausgegangen werden, dass derartige Regeln 

 
1 siehe bspw.: https://www.mobilityhouse.com/de_de/ladestationen/mobile-ladestationen.html 
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immer beachtet und technische Komponenten nicht manipuliert werden. Uns sind bspw. 

Fälle bekannt (die vermutlich nicht nur Einzelfälle sind), in denen PV-Anlagenbetreiber (teils 

mit Unterstützung ihrer Installateure) die ehemalige 70-%-Regelung des § 9 EEG sowie die 

Blindleistungsanforderung nach VDE-AR-N 4105 in ihren Wechselrichtern deaktiviert haben, 

um ihre Solarstromerzeugung zu maximieren.  

Wie der aktuelle Fall um die fehlenden Schutz-Relais bei Wechselrichtern von Deye für 

Balkonkraftwerke zeigt2, kann auch nicht ohne Kontrollen von Normenkonformität der 

Hersteller ausgegangen werden. Wie bereits unter Punkt III angeregt, schlagen wir vor, eine 

Liste mit zertifizierten Geräten für Konformität mit den Anforderungen nach § 14a EnWG 

vorzuhalten. Eine solche Liste böte auch Verbrauchern Orientierung.  

Die in 7.2 in BK6-22-300 eingeführten Dokumentationspflichten können helfen, die 

Einhaltung der technischen Regeln zu überprüfen. Doch auch die Art der 

manipulationssicheren Erfassung, Erhebung, Speicherung, Auslesung und Löschung sind 

(auch aus datenschutzrechtlichen Erwägungen) nach unserer Auffassung festzulegen. Zu 

groß bewerten wir andernfalls die Gefahr von Datenmanipulationen. 

D Erwägungen zu Netz- und Systemrückwirkungen 

Wie wir im Folgenden darlegen werden, sehen wir die potentielle Gefahr, dass Netz- und 

Systemrückwirkungen des netzorientierten und insbesondere des präventiven Steuerns in der 

vorgesehenen Form Größenordnungen erreichen können, die die Systemstabilität gefährden.  

Probleme, wie sie in den Punkten XXI, XXII und XXIII beschrieben werden, sollten nach unserer 

Auffassung nicht ausgeschlossen werden, da bspw. das 50,2-Hz-Problem3 bei dezentralen 

Erzeugungsanlagen gezeigt hat, wie relevant auch kleine (aber in großer Anzahl umgesetzte) 

Maßnahmen werden können. Es kann aus unserer Sicht nicht ausgeschlossen werden, dass mit 

den vorgesehenen Regelungen ein Nachfolger des 50,2-Hz-Problems geschaffen wird, wenn es in 

ungünstigen Konstellationen zur gleichzeitigen Aktivierung oder Deaktivierung des 

netzorientierten und insbesondere des präventiven Steuerns in einer Vielzahl von Netzgebieten 

kommt.  

Für die folgenden Erwägungen werden für die Ladeleistung einer typischen Wallbox 11 kW 

angenommen. Wird diese Leistung auf 4,2 kW „gedimmt“, entsteht ein Leistungsdelta von 6,8 kW. 

Nach Deaktivierung des Dimmens wird ein Leistungsdelta von 6,8 kW freigeben. 2023 wurde in 

Deutschland bereits die 1-Mio-E-Auto-Grenze (ohne Hybrid) überschritten4. Die Bundesregierung 

will mindestens 15 Millionen vollelektrische Pkw bis 2030 auf Deutschlands Straßen bringen5. 

 
2  siehe bspw.: https://www.pv-magazine.de/2023/07/17/normenverstoss-bei-balkonsolar-

mikrowechselrichtern-von-deye-fehlt-schutz-relais/ 
3  siehe bspw.: https://www.bdew.de/energie/systemstabilitaetsverordnung/502-hertz-problem/ 
4 siehe bspw.: https://de.statista.com/statistik/daten/studie/265995/umfrage/anzahl-der-elektroautos-in-

deutschland/ 
5  siehe bspw.: https://www.bundesregierung.de/breg-de/schwerpunkte/klimaschutz/eenergie-und-

mobilitaet/nachhaltige-mobilitaet-2044132 
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XXI. Sollte bei vielen Netzbetreibern die netzorientierte Steuerung oder insbesondere die 

präventive Steuerung gleichzeitig aktiviert werden, könnte es zu relevanten 

Lastprognoseabweichung in einer Regelzone (oder auch in mehreren Regelzonen) und in der 

Folge zum Einsatzerfordernis von Regelleistung kommen, da kein bilanzieller Ausgleich 

vorgesehen ist. Schon heute folgen aus stündlichen und viertelstündlichen 

Fahrplanwechseln erhöhte Regelleistungseinsätze. Zum Erreichen der 

3-GW-Primärregelleistungsgrenze für ganz Europa sind unter Annahme der eingangs 

genannten Leistungen nur rund 440.000 betroffene/teilnehmende Wallboxen erforderlich. 

Typische Wärmepumpen in Einfamilienhäusern haben zwar eine kleinere elektrische 

Leistung als Wallboxen, zeigen aber ein gleichartiges Verhalten. Daher sollte im Hinblick auf 

Systemrückwirkungen der netzorientierten Steuerung der Gesamtumfang und die 

Gleichzeitigkeit der Maßnahmen aller Netzbetreiber genau beobachtet werden. Vor diesem 

Hintergrund und im Hinblick auf das Bilanzkreismanagement der Bilanzkreis-

verantwortlichen könnte aus unserer Sicht das Unterbleiben des bilanziellen Ausgleichs 

entsprechend Punkt 4.8 in BK6-22-300 ein Systemrisiko bedeuten. 

XXII. Besonderes Augenmerk sollte der Deaktivierung der Abregelung von steuerbaren 

Verbrauchseinrichtungen (insbesondere beim präventiven Steuern) gewidmet werden: 

a) Wenn beispielhaft alle steuerbaren Verbrauchseinrichtung eines Stranges zwischen 

18 und 22 Uhr eines kalten sonnenarmen Tages der netzorientierten oder präventiven 

Steuerung unterworfen werden, begeben sich nahezu alle Anlagen während der 

Aktivierungszeit der Steuerung in „Wartestellung“ und werden ab 22 Uhr schlagartig ihre 

Leistung erhöhen. Nach unserer Kenntnis über den Stand der Forschung konnte für 

derartige Fallkonstellation in Feldtests bereits ein Gleichzeitigkeitsfaktor für das Laden 

von Elektrofahrzeugen von 1 festgestellt werden. Eine derartige Fallkonstellation kann 

lokal zum sofortigen Ausfall des Stranges oder Transformators führen. 

b) Kommt es deutschlandweit zum zeitgleichen Ausfall von Strängen und Transformatoren, 

kann es dadurch zu relevanten Lastprognoseabweichungen in den Regelzonen und den 

unter Punkt XXI genannten Konsequenzen kommen. 

c) Kommt es deutschlandweit zur zeitgleichen Zuschaltung einer Vielzahl von Lasten aus 

einer “Wartestellung“ heraus (ohne dass es zum Ausfall von Strängen und 

Transformatoren kommt), kann es dadurch zu relevanten Lastprognoseabweichungen in 

den Regelzonen und den unter Punkt XXI genannten Konsequenzen kommen.  

XXIII. Schon heute bieten einige Wärmepumpen die Möglichkeit, den thermischen Speicher bis zu 

einer bestimmten Uhrzeit (mit Maximaltemperatur) aufgeladen zu haben. Diese Funktion 

wird üblicherweise vor Stoßzeiten (bspw. gehäuftes morgentliches Duschen), vor Ablauf 

günstiger Stromtarife (bspw. Hochtarif/Niedertarif) oder zur optimierten 

Eigenstromnutzung (bspw. PV-Mittagsspitze) genutzt. Bei Einführung von präventivem 

Steuern besteht die potentielle Möglichkeit, dass Anlagenbetreibende ihre Speicher vor der 

Sperrzeit aufladen und es in der Folge zu einer vorgezogenen Überlastung von 

Netzbetriebsmitteln kommt. Auch beim netzorientierten Steuern ist davon auszugehen, 

dass Anlagenbetreibende innerhalb weniger Tage „lernen“, zu welchen Zeiten üblicherweise 

Sperrungen erfolgen und ihr Speichermanagement darauf anpassen. Ähnliche 
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Überlegungen gelten für das ergänzende Anreizmodul (Modul 3).  

Analoge Strategien sind auch mit Ladeeinrichtungen für Elektrofahrzeugen erwartbar.

  

Denkbar ist ebenfalls, dass zukünftig selbstlernende Energie-Management-Systeme 

(„künstliche Intelligenz“) Sperrzeiten auch ohne Mitwirkung von Anlagenbetreibenden 

antizipieren. Schon heute sind am Markt Systeme verfügbar, die „prognosebasiertes Laden“ 

in Abhängigkeit von Last- und Solarerzeugungsprognosen und unter Berücksichtigung von 

variablen Stromtarifen anbieten6. Wenn derartige Systeme gleichartig und gleichzeitig im 

Vorfeld von netzorientierten Steuerungen handeln, kann es in der Folge zu Überlastungen 

von Netzbetriebsmitteln mit lokalen und regelzonenweiten Auswirkungen kommen. 

XXIV. Sowohl das zeitsynchrone Aktivieren als auch das zeitsynchrone Deaktivieren signifikanter 

Wirkleistungen im Rahmen von Maßnahmen nach § 14a EnWG verursacht Rückwirkungen 

auf die Spannungen im lokalen Netz und je nach zeitlicher Synchronizität mehrerer 

Maßnahmen auch auf die Spannungen in überlagerten Spannungsebenen. Es müssen unter 

Umständen Maßnahmen zu Spannungshaltung (bspw. über Blindleistungsmanagement 

und/oder Transformatorstufungen) koordiniert zu Maßnahmen nach § 14a EnWG ergriffen 

werden.  

Wir möchten ergänzend erwähnen, dass wir erwarten, dass es zukünftig sinnvoll sein wird, 

(leistungsstarke) steuerbare Verbrauchseinrichtungen – analog zu Einspeiseanlagen – am 

Blindleistungsmanagement zu beteiligen, um spannungs- aber auch strombedingte 

Engpässe zu mindern und die Versorgungsqualität zu erhöhen.  

XXV. Ein Lösungsansatz für die vorgenannten Problemstellungen könnte die Festlegung von 

Beschränkungen der zeitlichen Leistungsgradienten sein, die immerhin ein Zeitfenster für 

Reaktionen eröffnen würden. Insbesondere beim dynamischen Steuern kann es aber auch 

dann zu wiederholten Wechseln zwischen aktivierter und deaktivierter Steuerung kommen. 

XXVI. Zielführender – zumindest für steuerbare Verbrauchseinrichtungen oberhalb einer zu 

bestimmenden Bemessungsleistung – wären mehrere Leistungsstufen, bspw. analog zu den 

vier Leistungsstufen im Rahmen des Einspeisemanagements für Erzeugungsanlagen. 

Mehrere Leistungsstufen wären auch im Hinblick auf die Punkte XII und XIII vorteilhaft. 

a) In den Erläuterungen zu BK6-22-300 wird dargelegt: „Dies bedeutet, dass der 

Netzbetreiber im Rahmen der netzorientierten Steuerung nicht per se alle 

Verbrauchseinrichtungen des Netzbereichs auf einen netzwirksamen Leistungsbezug von 

4,2 kW dimmen darf. Der Netzbetreiber darf eine Einsenkung nur in dem Maße 

vornehmen, das zur Abhilfe der konkreten Überlastung notwendig ist. Folglich bildet der 

Leistungswert in Höhe von 4,2 kW lediglich das Mindestmaß des netzwirksamen 

Leistungsbezugs, das seitens des Netzbetreibers stets zu gewähren ist.“. Für eine variable 

Leistungsabsenkung zwischen der Maximalleistung der Verbrauchseinrichtung und 

4,2 kW reicht ein einfaches „On-Off-Signal“ nicht aus, sodass entsprechende 

kontinuierliche oder diskrete Regelsignale ausgehend vom Netzbetreiber über das 

intelligente Messystem (mit Smart-Meter-Gateway und Steuerbox) an die steuerbaren 

 
6 siehe bspw.: https://www.sma.de/produkte/monitoring-control/sunny-home-manager 
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Verbrauchseinrichtungen bzw. zunächst evtl. noch an ein Energie-Management-System 

weitergeleitet werden müssen. Zur technischen Umsetzung scheinen uns noch viele 

Details ungeklärt zu sein, bspw. auf Kompatibilität mit den Datensystemen auf Basis des 

KNX-Standards, des EEbus, des SG-Ready-Regulariums, von RS485-basierten Lösungen 

und weiteren teils proprietären Lösungen. 

b) In diesem Zusammenhang wird auch auf das Erfordernis der Einhaltung hoher 

Sicherheitsstandards für alle Kommunikationswege intelligenter Messsysteme und 

steuerbarer Verbrauchseinrichtung hingewiesen. Jede Implementierung einer 

Steuerungsmöglichkeit eröffnet potentielle Angriffsmöglichkeiten. Erfolgreiche Angriffe 

könnten nicht nur lokale Auswirkungen auf einzelne steuerbare Verbrauchs-

einrichtungen haben, sondern bei erfolgreichem Angriff auf Gruppen von Anlagen auch 

den gesamten Strang und Transformator und potentiell das Gesamtsystem betreffen. 

Angriffsvektoren und Schutzmöglichkeiten können im Rahmen dieser Stellungnahme 

nicht umfassend diskutiert werden. 

XXVII. Ein weiterer zu bedenkender Aspekt sind mögliche unsymmetrische Außenleiter-

belastungen, die im Rahmen der Steuerung auf Basis von § 14a entstehen können, wenn 

alle steuerbaren Verbrauchseinrichtungen im Falle der Leistungsbegrenzung ihre reduzierte 

Leistung nur noch aus einer Phase beziehen. Wir denken hierbei insbesondere an das 

einphasige Laden von Elektroautos. Es muss also bei der Installation und Konfiguration 

beachtet werden, dass nicht in allen Ladestationen dieselbe Phase am Netz verbleibt. Auf 

die einschlägigen Probleme bei automatischer Phasenumschaltung von Ladestationen wird 

ergänzend hingewiesen. 

Für Wärmepumpen, die einphasig Leistung beziehen, müssen ähnliche Überlegungen 

angestellt werden. 

 

Für Rückfragen und Diskussionen stehen wir gerne zur Verfügung. 

 

Mit einer Veröffentlichung dieser Stellungnahme erklären wir uns hiermit einverstanden. 

 

Mit freundlichen Grüßen 

 

    

    

  




